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SPK-SR Staatspolitische Kommission des Standerats
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WBK-SR Kommission fir Wissenschaft, Bildung und Kultur des Stédnderats

BAG Bundesamt fir Gesundheit
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WHO World Health Organization
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EWR Europaischer Wirtschaftsraum

KVG Bundesgesetz Uber die Krankenversicherungen

AIDS Acquired Immune Deficiency Syndrome

EDA Eidgendssisches Departement fir auswartige Angelegenheiten

HIV Humanes Immundefizienz-Virus

OKP Obligatorische Krankenpflegeversicherung

BetmG Bundesgesetz Uber die Betaubungsmittel und die psychotropen Stoffe
(Betadubungsmittelgesetz)

IKS Interkantonale Kontrollstelle fur Heilmittel

SRK Schweizerisches Rotes Kreuz

DNA Desoxyribonukleinsdure (engl.: deoxyribonucleic acid)

BEPS Base Erosion and Profit Shifting (Verminderung steuerlicher
Bemessungsgrundlagen und das grenziberschreitende Verschieben von
Gewinnen durch multinationale Konzerne)

WBK-NR Kommission fur Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats

EPD Elektronisches Patientendossier

Fedpol Bundesamt fur Polizei

UNRWA United Nations Relief and Works Agency for Palestine Refugees in the
Near East

CIP-CE Commission des institutions politiques du Conseil des Etats

CSSS-CE Etortnmission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des

ats

OFAS Office fédéral des assurances sociales

LRens Loi sur le renseignement

CAJ-CE Commission des affaires juridiques du Conseil des Etats

CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil
national

OCDE Organisation de coopération et de développement économiques

CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national

CPS-CN Commission de la politique de sécurité du Conseil national

CSEC-CE gtortnmission de la science, de I'éducation et de la culture du Conseil des

ats

OFSP Office fédéral de la santé publique

CPE-CN Commission de politique extérieure du Conseil national

UE Union européenne

DFI Département fédéral de I'intérieur

OMS Organisation mondiale de la Santé

CSIAS Conférence suisse des institutions d'action sociale

CrEDH Cour européenne des droits de I'homme

EEE I'Espace économique européen

LAMal Loi fédérale sur I'assurance-maladie
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SIDA Syndrome de I'immunodéficience acquise

DFAE Département fédéral des affaires étrangeres

VIH Virus de I'immunodéficience humaine

AOS Assurance obligatoire des soins

LStup Loi fédérale sur les stupéfiants et les substances psychotropes (Loi sur
les stupéfiants)

OICM Office intercantonal de contréle des médicaments

CRS Croix-Rouge suisse

ADN Acide désoxyribonucléique

BEPS Base Erosion and Profit Shifting (Erosion de la base d'imposition et
transfert des bénéfices)

CSEC-CN Commission de la science, de I'éducation et de la culture du Conseil
national

DEP Dossier électronique du patient

Fedpol Office fédéral de la police

UNRWA United Nations Relief and Works Agency for Palestine Refugees in the
Near East
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Rechtsordnung

Jahresriickblick 2021: Rechtsordnung

Das erste Halbjahr 2021 stand im Zeichen von drei Volksabstimmungen, die die
offentliche Debatte im Bereich der Rechtsordnung pragten. Am 7. Marz 2021 kamen die
Volksinitiative «Ja zum Verhullungsverbot» und das E-ID-Gesetz zur Abstimmung. Am
13. Juni 2021 folgte das Referendum zum Bundesgesetz Uber polizeiliche Massnahmen
zur Terrorismusbekédmpfung (PMT). Die damit einhergehenden Abstimmungskampagnen
waren in der Medienkonjunktur deutlich zu erkennen, wie die APS-Zeitungsanalyse
zeigt: Das Thema Bulrgerrechte, worunter das Verhlllungsverbot féllt, verzeichnete Uber
das ganze Jahr gesehen den hdchsten Anteil an Zeitungsartikeln zur Rechtsordnung (vgl.
Abbildung 2 im Anhang) und dominierte die Medienberichterstattung im Bereich
Rechtsordnung von Januar bis Marz (vgl. Abbildung 1). An zweiter Stelle lag im ersten
Quartal das Thema Offentlicher Dienst, dem die E-ID zuzuordnen ist. Von April bis Juni
galt die meiste Beachtung dem Thema Innere Sicherheit, wo das PMT-Referendum
angesiedelt ist.

Nach einem intensiven und vielschichtigen Abstimmungskampf, in dem viele Argumente
gleichzeitig von der Pro- und der Contra-Seite verwendet wurden, nahm die Schweizer
Stimmbevélkerung die vom Egerkinger Komitee lancierte Initiative «Ja zum
Verhiillungsverbot» am 7. Marz 2021 mit 51.2 Prozent Ja-Stimmen an. Wéhrend das
befurwortende Lager den Volksentscheid als klares Zeichen gegen den Islamismus in
der Schweiz wertete, beklagte das unterlegene Lager einen unndtigen Eingriff in die
Grundrechte von Musliminnen. Die fur das Geschaft zustandige Bundesratin Karin
Keller-Sutter, die den Erfolg der Initiative trotz indirekten Gegenvorschlags nicht hatte
abwenden kénnen, legte viel Wert darauf zu betonen, das Resultat sei nicht als Votum
gegen die Musliminnen und Muslime in der Schweiz zu verstehen. Die Vox-Analyse
bestatigte denn auch, dass das Ja nicht nur von kulturellen, sondern ebenso von
sicherheitspolitischen und feministischen Argumenten getragen wurde.

Am selben Tag erlitt Justizministerin Karin Keller-Sutter mit dem Nein zur E-ID auch
beim zweiten Geschaft aus ihrem Zustandigkeitsbereich eine Niederlage. Die Schweizer
Stimmbevélkerung versenkte das Bundesgesetz Uber elektronische
Identifizierungsdienste in der Referendumsabstimmung mit 64.4 Prozent Nein-
Stimmen deutlich. Gemaéass der Vox-Nachbefragung war es den Behdrden nicht
gelungen, das Misstrauen gegenuber den privaten Anbieterinnen und Anbietern der E-
ID abzubauen, das die Abstimmungskampagne dominiert hatte. Die E-ID ist damit nicht
grundsatzlich gescheitert, allerdings wirde von der Stimmbevdlkerung eine staatliche
Loésung gewtnscht.

In der dritten Volksabstimmung des Jahres im Bereich Rechtsordnung konnte die
Justizministerin schliesslich einen Erfolg verbuchen. Eine klare Mehrheit von 56.6
Prozent der Stimmbdlrgerinnen und Stimmbdurger hiess am 13. Juni 2021 das
Bundesgesetz tiber polizeiliche Massnahmen zur Terrorismusbekampfung (PMT) an der
Urne gut. Angesichts der wahrgenommenen Terrorgefahr Gberwog das Vertrauen in den
Bundesrat und die Polizei letztlich die Bedenken bezlglich polizeilicher Willkir und
Verlust der Rechtsstaatlichkeit, wovor das Referendumskomitee gewarnt hatte, so die
Schlussfolgerung der Vox-Analyse. Der Staat erhalt damit verschiedene préaventiv-
polizeiliche Mittel - von der Meldepflicht bis zum Hausarrest -, um terroristische
Geféhrderinnen und Geféhrder zu kontrollieren.

In der zweiten Jahreshélfte zog das Thema Innere Konflikte und Krisen zunehmende
Aufmerksamkeit auf sich, sodass es im September und Oktober im Bereich der
Rechtsordnung das von den Medien meistbeachtete Thema war (vgl. Abbildung 1). Daflr
verantwortlich waren hauptsdchlich die Demonstrationen gegen die Corona-
Massnahmen. Insbesondere im Herbst, als der Bundesrat die Zertifikatspflicht
beschloss, intensivierten sich die Proteste. So fanden in der Bundesstadt wochentliche
Kundgebungen der Massnahmenkritikerszene statt. Nachdem es mehrmals zu
Ausschreitungen gekommen war und die Stadt Bern die Kundgebungen nicht mehr
bewilligte - was die Massnahmengegnerinnen und -gegner aber nicht davon abhielt,
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weiter zu demonstrieren -, wurde auch die Radikalisierung der Szene in den Medien
debattiert. Im Vorfeld der Referendumsabstimmung Uber die zweite Revision des
Covid-19-Gesetzes Ende November erhitzten sich die Gemuter weiter. Die aufgeladene
Stimmung gipfelte darin, dass aufgrund beflrchteter Ausschreitungen am
Abstimmungssonntag das Bundeshaus von der Polizei grossraumig abgeriegelt wurde.
Eine weitere Eskalation blieb dann aber gllicklicherweise aus.

Etwas abseits der Medienaufmerksamkeit widmete sich das Parlament 2021 mehreren
umfangreichen Gesetzesrevisionen im Strafrecht. In der Frihjahrssession nahm der
Nationalrat die Revision der Strafprozessordnung in Angriff, die der Standerat in der
Wintersession fortsetzte. Das Revisionsprojekt geht auf eine 2015 Uberwiesene Motion
der RK-SR zurtick, die den Bundesrat beauftragt hatte, die Strafprozessordnung auf ihre
Praxistauglichkeit zu prifen und allfallige Anpassungen vorzuschlagen. Nachdem die
Réte die Bestimmungen zur Sicherheitshaft aufgrund ihrer Dringlichkeit ausgekoppelt
und 2020 bereits verabschiedet hatten, begannen 2021 die Beratungen zum
Hauptentwurf. Das zweite zentrale Gesetzgebungsprojekt im Strafrecht, die
Harmonisierung der Strafrahmen, durchlief 2021 die Differenzbereinigung. Einer der
Hauptstreitpunkte dieser Vorlage war, inwieweit die Strafen fir Gewalt gegen Behdorden
und Beamte verschéarft werden sollen. Zusammen mit der Revision des
Sexualstrafrechts bildet die Strafrahmenharmonisierung die zweite Etappe einer
umfassenden StGB-Revision, in der nach dem Allgemeinen Teil (abgeschlossen 2016)
nun auch der Besondere Teil erneuert wird. Aufgrund des festgestellten
Diskussionsbedarfs hatte das Parlament die Revision des Sexualstrafrechts in einen
eigenen Entwurf ausgelagert, der Anfang 2021 in die Vernehmlassung gegeben wurde.
Des Weiteren brachten die eidgendssischen Rate in der Wintersession 2021 die
Anderung des DNA-Profil-Gesetzes zum Abschluss. Nach Inkrafttreten diirfen die
Ermittlungsbehdrden neu mittels sogenannter Phanotypisierung dusserliche Merkmale
wie Haar-, Haut- und Augenfarbe oder das Alter der gesuchten Person aus DNA-Spuren
bestimmen. '

Aussere Sicherheit

Die Stimmbeteiligung lag bei der Abstimmung zum Nachrichtendienstgesetz mit knapp
43 Prozent unter dem Durchschnitt der vergangenen 20 Jahre, wie die VOTO-Studie
zum Urnengang vom 25. September 2016 aufzeigte. Im Gegensatz etwa zu den
Abstimmungen vom 28. Februar 2016, als unter anderem die Entscheidung zur
Durchsetzungsinitiative gefallt wurde, habe dem Abstimmungssonntag im Herbst ein
«Mobilisierungmotor» gefehlt, stellten die Autoren fest. Selbst von den nach eigenen
Angaben fast immer Teilnehmenden waren im September 2016 nur rund drei Viertel an
die Urne gegangen, obwohl drei von vier befragten Stimmenden sowohl dem NDG als
auch der gleichzeitig dem Volk vorgelegten «AHVplus»-Initiative eine hohe persénliche
Bedeutung beimassen.

Die Parteiparolen hatten eigentlich auf einen klassischen Links-Rechts-Konflikt
hingedeutet; einen solchen konnte die Studie im Stimmverhalten jedoch nicht
nachzeichnen. Wahrend bei denjenigen Befragten, die sich selbst links aussen
einstuften, nur rund ein Drittel dem NDG zustimmte, erreichte die Vorlage im
gemassigt-linken Lager bereits 60 Prozent Zustimmung. Bei den grosseren Parteien
stimmte nur die Anhéngerschaft der Grinen mehrheitlich (61%) gegen das NDG. Von
den SP-Sympathisantinnen und -Sympathisanten legten hingegen 57 Prozent ein Ja in
die Urne, womit nur eine Minderheit der Basis der Parteiparole folgte. Bei der GLP, die
sich schon im Vorfeld tief gespalten gezeigt und daher Stimmfreigabe beschlossen
hatte, stimmten rund zwei Drittel der Anhéngerschaft Ja. Die hochste Zustimmung
erreichte die Vorlage mit einem Ja-Anteil von 86 Prozent bei den Sympathisantinnen
und Sympathisanten der CVP. Bei der FDP und der SVP sprachen sich je rund drei
Viertel der Anhangerinnen und Anhénger fur das NDG aus, womit das Gesetz mit 65.5
Prozent insgesamt fast eine Zweidrittelmehrheit in der Stimmbevélkerung erreichte.
Jungere sprachen sich haufiger gegen das Gesetz aus als Altere. Bei den Unter-40-
Jéhrigen erzielte die Vorlage keine Ja-Mehrheit, wohingegen die Uber-70-Jahrigen zu
fast 80 Prozent zustimmten. Unabhéngig vom Alter stimmten auch internetaffine
Personen eher Nein als solche, die das Internet weniger nutzen. In Zusammenhang mit
dem Stimmentscheid standen ausserdem das Vertrauen in die Regierung und die
Haltung zur Armee, wobei ein hoheres Regierungsvertrauen und eine positivere Haltung
zur Armee mit einer wahrscheinlicheren Zustimmung zum NDG einhergingen. Des
Weiteren stimmten jene, denen der Entscheid leicht gefallen war, hdufiger Ja als jene,
die sich mit dem Stimmentscheid schwer taten. Dies deuteten die Autoren
dahingehend, dass einerseits die Beflurworterinnen und Beflirworter von ihrer Sache
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Uberzeugter waren und weniger zweifelten als die Gegnerinnen und Gegner und/oder
dass sich andererseits die Unentschlossenen im Zweifelsfall eher fur den Status quo
entschieden als flr das neue Gesetz.

Das dominierende Motiv fir die Zustimmung zum NDG war der Bezug auf die aktuelle
Sicherheitslage, in der es das NDG brauche. 80 Prozent der Ja-Stimmenden
begrindeten ihren Stimmentscheid damit. Andere Motive, etwa dass man als
unbescholtener Blrger oder unbescholtene Birgerin vom NDG nichts zu beflirchten
habe, wurden demgegentber nur selten genannt. Fur die Nein-Stimmenden gab primar
der starke Eingriff in die Grundrechte den Ausschlag, der von Uber der Hélfte der Nein-
Stimmenden als Motiv angegeben wurde. Am zweitmeisten genannt wurde als Motiv fur
ein Nein die Wahrnehmung, dass das Gesetz ineffektiv oder unnétig sei, weil es keine
Terroranschlége verhindere. Explizit Bezug auf einen neuen Fichenskandal oder einen
Uberwachungsstaat nahmen unterdessen nur wenige und 9 Prozent der Nein-
Stimmenden konnten ihren Entscheid nicht begrinden (gegeniuber 4% der Ja-
Stimmenden).

Sehr grossen Anklang in der Stimmbevdélkerung fand das Argument, dass die Schweiz fur
den Kampf gegen den Terrorismus einen starken Nachrichtendienst brauche. Wahrend
die Ja-Stimmenden diesem Argument fast einhellig beipflichteten, zeigte sich auch eine
Mehrheit der Nein-Stimmenden damit einverstanden. Die Ja-Stimmenden fanden indes
grossmehrheitlich auch, dass man fur die Sicherheit gewisse Einschrankungen der
personlichen Freiheit in Kauf nehmen misse, was die Nein-Stimmenden mehrheitlich
ablehnten. Eine knappe Mehrheit aller Stimmenden - damit auch fast die Halfte der Ja-
Stimmenden - hielt zudem nach einer Annahme des NDG Massentberwachungen ohne
klare Verdachtsmomente fiur méglich. Die noch gréossere Resonanz erzeugte bei den
Nein-Stimmenden aber das Argument, dass die Schweiz bereits Uber die nétigen
rechtlichen Mittel zur Terrorismusbekampfung verfige.

Die Zustimmung zum NDG sei somit vor allem ein Entscheid fUr mehr Sicherheit
gewesen, fur die man notigenfalls auch Einschrankungen der personlichen Freiheit
hinzunehmen bereit sei, bilanzierten die Autoren. ?

Institutionen und Volksrechte
Institutionen und Volksrechte

Jahresriickblick 2021: Institutionen und Volksrechte

Der Bundesrat stand auch 2021 vor allem aufgrund seiner Entscheide im Rahmen der
Covid-19-Pandemie im Fokus - wobei er je nach Verlauf der Fallzahlen dafur kritisiert
wurde, mit zu viel Macht ausgestattet zu sein und zu viele Massnahmen zu ergreifen,
oder aber daflr, in Anbetracht der Lage zu wenig zu tun. Die Uber 60 Prozent Ja-
Stimmen bei beiden Covid-Referenden (im Juni und im November) kdnnen freilich auch
als ziemlich breite Unterstitzung der bundesratlichen Massnahmen-Politik interpretiert
werden. Covid-19 bzw. vielmehr das Argument, dass gerade die Pandemie zeige, wie
stark die Arbeitsbelastung der sieben Mitglieder der Landesregierung zunehme, stand
Pate flur die Forderung nach einer Erhdhung der Zahl der Bundesratsmitglieder auf
neun - eine Forderung, die seit 1848 schon zwolf Mal gescheitert war. Zwar stiess die
Idee in der Wintersession im Nationalrat auf offene Ohren, das Anliegen wird aber im
nachsten Jahr im Standerat wohl auf mehr Widerstand stossen - die SPK-SR hatte sich
bereits im Juni dagegen ausgesprochen. Als Institution war die Regierung ansonsten im
Vergleich zu friheren Jahren seltener Gegenstand der medialen Berichterstattung. Das
durfte auch damit zu tun haben, dass im Berichtsjahr fur einmal vergleichsweise selten
Uber mogliche Ricktritte von Magistratinnen und Magistraten spekuliert wurde. Seit
nunmehr drei Jahren ist die Zusammensetzung der Exekutive unverandert.

Auch fir die Mitarbeitenden der Bundesverwaltung wird Covid-19 Folgen haben.
Aufgrund der Erfahrungen, die beim Lockdown gemacht worden waren, forderten
mehrere Vorstésse, dass der Bund mittels dezentralisierter und digitalisierter
Arbeitsplatze im Sinne von Homeoffice nachhaltiges Arbeiten erméglichen soll. Beide
Réte hiessen eine entsprechende Motion gut und rannten damit beim Bundesrat offene
Taren ein. Nicht einig waren sich die Rate hingegen bei der Frage, ob flr die obersten
Kader der sieben grossen Bundesunternehmen ein Lohndeckel gesetzlich
festgeschrieben werden soll. Der Standerat lehnte die Forderung, die auf eine
parlamentarische Initiative aus dem Jahr 2016 zurlckgeht, ab, der Nationalrat wollte
auch in der Wintersession weiter an ihr festhalten.

Auch im Parlament war Covid-19 nach wie vor Thema Nummer 1. Nicht nur war das Virus
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Gegenstand zahlreicher inhaltlicher Debatten, sondern es zwang auch im Bundeshaus
zu unterschiedlichen Verhaltensmassnahmen: Zwar konnten im Gegensatz zu 2020 alle
Sessionen im Bundeshaus stattfinden, allerdings mussten auch im Parlament je nach
Pandemiesituation die Masken- oder Zertifikatspflicht eingehalten werden. Zudem
sollten Plexiglasscheiben an den Platzen in den Ratssélen zusatzlichen Schutz vor dem
Virus gewéhren. Auch unter Pandemie-bedingt erschwerten Arbeitsbedingungen
wurden Beschlisse gefasst, die den Parlamentsbetrieb wohl nachhaltig verédndern
werden: So einigten sich beide Kammern auf ein neues Differenzbereinigungsverfahren
bei Motionen. Nicht zuletzt sollen im Stdnderat kinftig sémtliche Abstimmungsresultate
veroffentlicht werden. Nach 20-jahriger Opposition und nicht weniger als acht
gescheiterten Vorstdssen wird also auch die «Dunkelkammer Standerat», wie Thomas
Minder (parteilos, SH) sie nach der 2014 eingefiihrten elektronischen Abstimmung bei
Gesamt- und Schlussabstimmungen bezeichnet hatte, vollstdndig ausgeleuchtet. Ob
dies nun zu einem «Transparenzexzess» und einer Anderung der Diskussionskultur in
der «Chambre de réflexion» flhren wird, wie dies die ablehnende Minderheit
beflrchtete, wird sich weisen.

Das Verhaltnis zwischen Legislative und Judikative war im vergangenen Jahr aus zwei
gewichtigen Grinden Gegenstand von Diskussionen. Auf der einen Seite fihrten die im
November an der Urne mit 31.9 Prozent Ja-Stimmenanteil recht deutlich abgelehnte
Justizinitiative sowie der im Parlament verworfene Gegenvorschlag zur Frage, ob die
Wahl von Bundesrichterinnen und Bundesrichtern durch das Parlament die
Unabhéngigkeit der dritten Gewalt beeintrachtige. Auf der anderen Seite zeigten die
Schwierigkeiten mit der Besetzung der Bundesanwaltschaft - gleich dreimal musste die
Stelle ausgeschrieben werden, bis in der Herbstsession ein neuer Bundesanwalt gewahlt
werden konnte - und die vorgéangigen Diskussionen um die Erhéhung der Alterslimite in
der hochsten Strafbehérde, wie schwierig es fur das Parlament ist, bei der Besetzung
von Gerichtsstellen ideologische Gesichtspunkte der Sachpolitik unterzuordnen - so
die Kommentare in einigen Medien.

Auch das Funktionieren der direkten Demokratie war 2021 Gegenstand politischer
Diskussionen. Das Parlament hiess einen Gegenvorschlag zur Transparenzinitiative gut,
der teilweise weiter geht, als von den Initiantinnen und Initianten verlangt. Das
Initiativkomitee zog in der Folge sein Begehren zuriick. Mit der Anderung des
Bundesgesetzes Uber die politischen Rechte mussen Parteien ab dem Herbst 2022 ihre
Budgets und insbesondere Spenden Uber CHF 15'000 offenlegen und auch Komitees
von Wahl- und Abstimmungskampagnen, die mehr als CHF 50'000 aufwenden, haben
ihre Finanzeinklnfte auszuweisen.

Vom Tisch ist hingegen die Maoglichkeit, Staatsvertrdge dem obligatorischen
Referendum zu unterstellen. Der Stéanderat hatte sich zwar flir diesen Ausbau der
direkten Demokratie eingesetzt, der Nationalrat wollte aber definitiv nichts davon
wissen. Noch hangig ist hingegen ein Entscheid, mit dem allenfalls ein Ausbau
partizipativer Elemente im politischen System der Schweiz umgesetzt wirde. Noch
2020 hatte sich der Nationalrat daflr ausgesprochen, einer parlamentarischen
Initiative, mit der die Einflihrung des Stimmrechtsalters 16 gefordert wird, Folge zu
geben. Auch die SPK-SR konnte sich fur den Vorstoss erwarmen. Allerdings machte die
SPK-NR im November mit Verweis auf einige kantonale Abstimmungen, bei der die
Senkung des Stimm- und Wahlrechtsalters auf grosse Skepsis gestossen war, einen
medial stark beachteten Rickzieher - dieses Anliegen wird wohl zukinftig noch zu
reden geben. Viel zu reden und zu schreiben gab im Berichtsjahr zudem ein Jubildum,
das auch als Zeugnis daflr gelesen werden kann, dass die direkte Demokratie
strukturelle Minderheiten ausserhalb des Entscheidsystems tendenziell benachteiligt:
1971 - also vor 50 Jahren - war das Frauenstimm- und -wahlrecht eingefthrt worden -
allerdings erst im zweiten Versuch und sehr lange nach den meisten anderen
demokratischen Staaten.

Im Gegensatz zum Vorjahr, als eine Volksabstimmung hatte verschoben und
verschiedene Fristen hatten verldngert werden missen, hatte die Pandemie 2021 keine
unmittelbaren Auswirkungen auf das Funktionieren der direkten Demokratie. Ganz
ohne Covid-19 ging es aber auch 2021 nicht: Die Schweizer Stimmbevdlkerung war dabei
die einzige weltweit, die - wie eingangs erwahnt - zweimal an die Urne gerufen wurde,
um Uber denjenigen Teil der Massnahmen zu befinden, der von Bundesrat und
Parlament in ein separates Gesetz gegossen worden war. Zwar wurde die Kampagne
insbesondere zur zweiten Revision des Covid-19-Gesetzes teilweise sehr emotional
geflihrt, im Anschluss an den Urnengang legten sich die Emotionen aber zumindest
gegen aussen wieder etwas. Die nicht nur beim zweiten Covid-Referendum, sondern
auch bei der Kampagne zum CO2-Gesetz, der Trinkwasser- und der Pestizidinitiative
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aussergewdhnlich hart gefihrten Auseinandersetzungen dirften mit ein Grund sein,
weshalb die direkte Demokratie mehr Medienaufmerksamkeit generierte als in den
beiden Jahren zuvor. *

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Jahresriickblick 2020: Aussenpolitik

Nebst dem Dauerbrenner «Institutionelles Rahmenabkommen» hielten auch die
Auswirkungen der Corona-Krise im Bereich der Aussenpolitik das Parlament und den
Bundesrat auf Trab. Sie waren aber beileibe nicht die einzigen Themen, welche die
Schweizer Aussenpolitik im Jahr 2020 préagten.

Mitte Marz beschloss der Bundesrat aufgrund der Corona-Pandemie die Einfiihrung von
Schengen-Grenzkontrollen - und damit faktisch die Schliessung der Grenzen - zu allen
Nachbarlandern mit Ausnahme Liechtensteins. Diese Restriktionen wurden in den
darauffolgenden Wochen auf die Schengen-Aussengrenzen und Flige aus séamtlichen
Schengen-Staaten ausgeweitet. Kurz darauf ergriff das EDA erste Massnahmen, um den
im Ausland gestrandeten Burgerinnen und Burgern die Rlckreise in die Schweiz zu
erleichtern. Da diese Massnahmen bereits nach wenigen Tagen nicht mehr ausreichten,
da abgesagte Flige und geschlossene Grenzen die eigenstandige Ruckreise
verunmoglichten, initiierte das EDA die bis anhin grosste Riickholaktion von Schweizer
Reisenden aller Zeiten. Im Rahmen dieser Aktion fihrten Edelweiss und Swiss bis Ende
April Repatriierungsflige fur rund 7000 Personen durch. Mit dem Abflachen der ersten
Infektionswelle wurde im Mai rasch der Ruf nach einer méglichst baldigen Offnung der
Grenzen zu Deutschland und Frankreich und der Wiederherstellung der
Personenfreizlgigkeit laut. Trotz des Dréngens der Parlamentarierinnen und
Parlamentarier fuhrte der Bundesrat Lockerungen erst wie geplant im Juni ein.

Das Evergreen der Schweizer Aussenpolitik, das institutionelle Rahmenabkommen,
geriet ob der Corona-Krise bisweilen fast ein wenig in Vergessenheit, gewann aber
spatestens nach der Ablehnung der Begrenzungsinitiative an der Urne wieder an
Bedeutung. Das hatte einerseits mit einer Erklarung der Sozialpartner zu tun, welche
sich nicht hinter die zuletzt vorgestellte Fassung des Rahmenabkommens stellen
wollten. Andererseits sorgte aber vor allem auch die Absetzung des bisherigen EU-
Chefunterhéndlers - Roberto Balzaretti - und die damit einhergehende Ernennung von
Livia Leu zur neuen Staatssekretérin und Chefunterhandlerin fir mediale Schlagzeilen.
Wahrend zahlreiche Parlamentarierinnen und Parlamentarier den Nutzen des Wechsels
in Frage stellten und den Bundesrat flr seinen Personalverschleiss kritisierten, zeigten
Vertreter der EU wenig Verstandnis fir erneute Verzogerungen aufseiten der Schweiz.
Durch die Annahme eines Postulats Nussbaumer(sp, BL; Po. 18.3059) forderte das
Parlament vom Bundesrat derweil die Moglichkeit der parlamentarischen Mitwirkung in
den Angelegenheiten Schweiz-EU, sofern das Rahmenabkommen angenommen werden
sollte. Deutlich weniger polarisierend waren die Genehmigung und Umsetzung des
Europaischen Reiseinformations- und Genehmigungssystems fur den Schengen-Raum
sowie eine notig gewordene Anderung des Auslander- und Integrationsgesetzes, die
vom Standerat einstimmig angenommen wurden.

Neben diesen zwei zentralen Aspekten tat sich aber in der Aussenpolitik 2020 noch
einiges: Begonnen hatte das aussenpolitische Jahr im Januar mit der Verdffentlichung
der Aussenpolitischen Strategie 2020-2023, die erstmals im Rahmen eines
interdepartementalen Prozesses erarbeitet worden war, um die Koharenz zwischen
Innen- und Aussenpolitik zu verbessern. Frieden und Sicherheit, Wohlstand,
Nachhaltigkeit sowie Digitalisierung bildeten die vier inhaltlichen Schwerpunkte der
Strategie. Im Februar folgte sodann die Strategie der internationalen Zusammenarbeit
2021-2024, welche den Handlungsrahmen far die Bereiche der
Entwicklungszusammenarbeit, der humanitéren Hilfe, der Férderung des Friedens und
der menschlichen Sicherheit vorgab. Im Vergleich zur Strategie der Vorperiode (2017-
2020) wurden die Beendigung der extremen Armut und die Bekdmpfung des
Klimawandels starker gewichtet.

Von besonderer Bedeutung flur die Schweizer Aussenpolitik ist traditionsgemass die
Rolle der Schweiz in internationalen Organisationen aber auch als Sitz ebenjener. Die
Kandidatur fiir ein nichtstindiges Mandat im UNO-Sicherheitsrat 2023/24
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beschéaftigte das Parlament im abgelaufenen Jahr auf ganz unterschiedliche Weise.
Wéhrend Roland Biichel (svp, SG) noch immer fir einen Verzicht auf die Kandidatur
kdmpfte, sorgte sich die Aussenpolitische Kommission des Standerats vor allem um den
Einbezug des Parlaments im Falle eines Erfolgs. Fir den Bundesrat stand die Kandidatur
ausser Frage, was er unter anderem durch die Erwahnung in der Aussenpolitischen
Strategie zementierte. Er argumentierte Uberdies, dass das Mandat nicht zuletzt auch
der Standortférderung des internationalen Genfs diene. Die Wettbewerbsfahigkeit
Genfs wurde 2020 auch durch die Finanzhilfen an die Internationale Fernmeldeunion
und die Strategie zur Digitalaussenpolitik, mit welcher Genf zum Zentrum der
internationalen Gouvernanz im Bereich Cyberspace gemacht werden soll, geférdert. Die
SVP bemihte sich zudem um den Rickzug der Schweiz vom UNO-Flichtlingspakt und
eine Senkung des Finanzbeitrags an die UNRWA, fand aber keine Unterstltzung Uber die
Fraktionsgrenzen hinaus.

In der Entwicklungspolitik gaben vor allem die Kapitalerhéhungen der Weltbankgruppe
und der Afrikanischen Entwicklungsbank Anlass zu ausfihrlichen Ratsdebatten. Zwei
Minderheiten der Ratsrechten setzten sich fur ein Nichteintreten ein und begrindeten
ihre Ablehnung unter anderem mit der finanziellen Belastung der Schweiz in der
Corona-Krise, die solche Ausgaben nicht zuliesse. Im Endeffekt nahmen beide Rate die
Krediternéhungen an, genauso wie einen von der APK-NR beantragten Nachtragskredit
fir die humanitéare Hilfe.

Ferner beschéftigte sich das Parlament ausgiebig mit dem Umgang der Schweiz mit dem
Brexit. Im Rahmen der sogenannten Mind-the-Gap-Strategie setzten sich die Rate
unter anderem mit einem Abkommen zur Fortsetzung der Personenfreizigigkeit
auseinander und loteten eine vertiefte wirtschaftliche Zusammenarbeit mit dem
Vereinigten Konigreich aus. In beiden Fallen sprach sich das Parlament mit grosser
Mehrheit fir die Kooperation mit Grossbritannien aus.

Im Nachgang des 2019 geféllten EDA-Entscheids zu den Tatigkeiten der Pilatus AG in
Saudi-Arabien und den Vereinigten Arabischen Emiraten ver&ffentlichte der Bundesrat
Anfang Jahr einen Bericht zur Uberpriifung des Bundesgesetzes (iber die im Ausland
erbrachten  Sicherheitsdienstleistungen. Er  beschloss die Prifung einer
Gesetzesrevision, weshalb im Juni eine Motion der SIK-NR zur gleichen Thematik
abgelehnt wurde.

Wenn auch inhaltlich nicht sonderlich bedeutsam, war die schiere Menge an
Anpassungen von Doppelbesteuerungsabkommen im Jahr 2020 dennoch
bemerkenswert. Grund fir die Anderungsprotokolle waren die neuen OECD-
Mindeststandards, denen sich die Schweiz im Rahmen des BEPS-Ubereinkommens
bereits im vergangenen Jahr unterworfen hatte. Zudem genehmigte das Parlament auch
das lange Zeit sistierte Doppelbesteuerungsabkommen mit Saudi-Arabien.

Obwohl die Genfer Standesinitiative fur ein  Referendum  Uber das
Freihandelsabkommen mit Mercosur (Kt.lv. 19.313) im Mé&rz noch klar vom Sténderat
abgelehnt worden war und sich mehrere Kantone bereits im vergangenen Jahr erfolglos
gegen das Freihandelsabkommen mit Indonesien gewehrt hatten, zeichnete sich
allméhlich ein Wandel in der Schweizer Aussenwirtschaftspolitik ab. Im Juni kam es mit
dem erfolgreichen Referendum gegen das Wirtschaftspartnerschaftsabkommen mit
Indonesien nun zu einer Anomalie in der Schweizer Wirtschaftspolitik. Erst einmal hatte
die Bevodlkerung Uber ein Abkommen im Bereich der Aussenwirtschaft abstimmen
kénnen - wobei die Abstimmung Uber den EWR dem ausserordentlichen
obligatorischen Referendum unterlegen hatte - und noch nie war bisher ein
fakultatives Referendum zu einem Freihandelsabkommen zustande gekommen.

Die Corona-Krise wirkte sich erwartungsgemass auch auf die Themenkonjunktur in den
Zeitungen aus. So sank die Zahl der aussenpolitischen Artikel von Uber 10 Prozent im
Dezember 2019 auf 4 Prozent im April 2020. Wenig erstaunlich waren Artikel zu
zwischenstaatlichen Beziehungen Uberaus stark vertreten, was sich mit den
Grenzschliessungen/-6ffnungen und den Quarantédnebestimmungen erkldren lasst.
Gegen Jahresende nahm die Berichterstattung zu Europa, die im Vergleich zu den
Vorjahren unterdurchschnittlich ausfiel, etwas zu. Grund hierfGr war das
Rahmenabkommen, dessen Verhandlung nach der  Abstimmung zur
Begrenzungsinitiative weiter vorangetrieben wurde. *
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Offentliche Finanzen

Staatsrechnung

FUr das Jahr 2020 bewilligte das Parlament insgesamt Kredite in der Hohe von CHF 31.3
Mrd. zur Bekampfung der Corona-Pandemie und ihrer Auswirkungen, von denen es
CHF 30.9 Mrd. als ausserordentliche Ausgaben verbuchte. Knapp die Halfte dieser
Kredite (CHF 15.0 Mrd.) wurde auch tatsachlich ausgeschopft. Der Grossteil fiel im
Bereich der sozialen Wohlfahrt an (CHF 25.6 Mrd. beantragt, davon CHF 13.0 Mrd.
ausgeschopft), insbesondere bei den Kurzarbeitsentschadigungen (CHF 20.2 Mrd.
beantragt, CHF 10.8 Mrd. ausgeschopft), aber auch beim Covid-19-Erwerbsersatz (CHF
5.3 Mrd. beantragt, CHF 2.2 Mrd. ausgeschdpft). Im Gesundheitsbereich wurden
insgesamt Kredite Uber CHF 2.6 Mrd. gesprochen, wovon CHF 856 Mio. verwendet
wurden; hier insbesondere zur Beschaffung von Sanitadtsmaterial inklusive Impfstoffen
(CHF 2 Mrd. beantragt, CHF 618 Mio. ausgeschopft) und zur Kostenlbernahme der
Covid-19-Tests (CHF 539 Mio. beantragt, CHF 194 Mio. ausgeschopft). Auch in den
Bereichen Wirtschaft (CHF 1.1 Mrd. beantragt, CHF 81 Mio. ausgeschopft), Verkehr (CHF
971 Mio. beantragt, CHF 371 Mio. ausgeschopft), Kultur und Sport (CHF 625 Mio.
beantragt, CHF 311 Mio. ausgeschdpft) und Beziehungen zum Ausland (CHF 343 Mio.
beantragt, CHF 343 Mio. ausgeschopft) fielen im Laufe eines Jahres Kosten in
dreistelliger Millionenhéhe an. ®

Waren im Vorjahr noch Kredite in der Héhe von CHF 31.3 Mrd. zur Bekampfung der
Corona-Pandemie und ihrer Auswirkungen gesprochen worden, reduzierte sich dieser
Betrag im Jahr 2021 auf CHF 24.7 Mrd. Auch die tatséchlich getatigten Ausgaben zur
Bekédmpfung der Pandemie blieben im Jahr 2021 (CHF 14.1 Mrd.) leicht unter denjenigen
des Vorjahres (CHF 15.0 Mrd.). Wie im Vorjahr fielen auch 2021 die héchsten Betrége bei
der sozialen Wohlfahrt an, auch wenn sich die Ausgaben fur die
Kurzarbeitsentschadigungen mehr als halbierten (2020: CHF 10.8 Mrd., 2021: CHF 4.3
Mrd.). Deutliche Kostenanstiege waren hingegen in den Bereichen Gesundheit (2020:
CHF 856 Mio., 2021: CHF 2.0 Mrd.) und Wirtschaft (2020: CHF 81 Mio., 2021: CHF 4.5
Mrd.) zu beobachten, was insbesondere auf die Kosten der Covid-19-Tests (2020: CHF
194 Mio., 2021: CHF 1.2 Mrd) und des Bundesanteils an den kantonalen
Hartefallmassnahmen (neu 2021: CHF 4.2 Mrd.) zurlckzufiihren war. Erneut fielen auch
fir den Verkehr (CHF 589 Mio.), fur Kultur und Sport (CHF 460 Mio.) und flr
Beziehungen zum Ausland (CHF 345 Mio.) Ausgaben im dreistelligen Millionenbereich
an. ®

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation
Strassenverkehr

C'est par la proposition d'une augmentation du prix de I'essence (20 centimes fixés par
les Chambres et menacés par un référendum) que le Conseil fédéral a entendu
programmer |I'achévement du réseau routier national pour le début du siécle prochain.
La moitié de cette hausse devrait en effet étre affectée au fonds routier, le reste I'étant
a la Caisse fédérale. De la sorte, les sommes dévolues a la construction d'autoroutes
devraient désormais étre beaucoup plus importantes pour la Suisse romande; en effet,
le réseau, dans cette région, comporte encore de nombreuses lacunes que le
gouvernement a décidé de combler. De fait, le contournement de Genéve (N1A), la
traversée de Neuchétel et Saint-Blaise (N5), la N9 de Sion a Sierre et les sections en
chantier de la Transjurane (N16), mais également la N1 des 1993, ont été décrétés
troncons prioritaires.’
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Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Jahresriickblick 2019: Gesundheit, Sozialhilfe und Sport

2019 befasste sich das Parlament mit zahlreichen Geschéften zu Schweizer
Gesundheitspolitik, Sport und Sozialhilfe. Besonders relevant waren bezlglich
gesundheitspolitischer Themen die Diskussionen um das elektronische
Patientendossier (EPD). Dieses soll 2020 in allen Regionen der Schweiz verfligbar sein,
weshalb 2019 dazu einige Vorstdsse behandelt wurden. So wurde ein Postulat Wehrli
(fdp, VD; Po. 18.4328), welches Auskunft Uber die bereits ergriffenen und die noch zu
ergreifenden Massnahmen verlangte, um die Umsetzung des EPD und dessen Nutzung
zu férdern, vom Nationalrat angenommen. Ebenfalls Ja sagte die grosse Kammer zu
einer Motion der SGK-NR (Mo. 19.3955). Diese hatte den Anschluss samtlicher am
Behandlungsprozess beteiligter Gesundheitsfachpersonen an das EPD zum Ziel und
wird nun in einem néachsten Schritt im Stéckli behandelt. Mit dem im Juni 2019
verabschiedeten = Bundesratsgeschaft  zur  «Starkung von  Qualitait und
Wirtschaftlichkeit im KVG» (BRG 15.083) sollen zudem die Qualitadt der erbrachten
Leistungen im Gesundheitsbereich verbessert, die Patientensicherheit nachhaltig
erhoht und die Steigerung der Kosten in der OKP abgeschwécht werden.

In Sachen Spitéler standen 2019 die Kosten im Gesundheitswesen im Mittelpunkt. Unter
anderem intendierte Verena Herzog (svp, TG) mittels Motion, gemeinwirtschaftliche
Leistungen dem o6ffentlichen Beschaffungsrecht zu unterstellen (Mo. 16.3842). Denn
durch eine Ausschreibungspflicht flr gemeinwirtschaftliche Leistungen und der damit
verbundenen Transparenz kénne man nicht nur Kosten reduzieren, sondern auch an
Effizienz gewinnen, erklérte die Motionéarin. 2018 hatte der Nationalrat dieser Vorlage
zugestimmt, der Stéanderat gab ihr in der Herbstsession 2019 allerdings einen Korb. Mit
einem Selbstkostenanteil, der beim Aufsuchen der Spitalnotfallstation (und beim
ambulanten Praxisbesuch) entrichtet werden soll, wollten sowohl Thomas Weibel (glp,
ZH; Pa.lv. 17.480) als auch Thomas Burgherr (svp, AG; Pa.lv. 17.452) der
Kostenentwicklung entgegenwirken, die Eigenverantwortung der Patientenschaft
stéarken und den Spitalnotfall entlasten. Die grosse Kammer gab in der Wintersession
2019 der parlamentarischen Initiative Weibel, nicht aber der Initiative Burgherr Folge.
Des Weiteren nahm das Stockli als Zweitrat eine Motion der SGK-NR bezlglich
Referenztarifen fiir ausserkantonale Behandlungen an (Mo. 18.3388). Damit wollte die
Kommission sicherstellen, dass die Kantone flur Behandlungen ihrer Einwohnerinnen
und Einwohner ausserhalb des Wohnkantons nicht weniger bezahlen wirden als
innerhalb. Bezlglich Arzteschaft reichte Bea Heim (sp, SO; Mo. 18.3107) eine Motion zur
Offenlegung der Honorare von Arztinnen und Arzten in einer leitenden Position ein.
Transparenz sei notwendig, um falsche Anreize, unnétige Eingriffe und hohe Kosten fur
die OKP zu verhindern, so Heim. Die Motion wurde im Marz 2019 von der grossen
Kammer gutgeheissen und an die kleine Kammer Uberwiesen.

Rund um das Pflegepersonal waren die Pflegeinitiative und der indirekte
Gegenvorschlag ein wichtiges Thema. Gefordert wurden unter anderem die
Sicherstellung  von gentgend diplomierten Pflegefachleuten und eine
Kompetenzerweiterung im Bereich der direkten Abrechnung von Pflegeleistungen zu
Lasten der OKP. In der Wintersession empfahl der Nationalrat in Ubereinstimmung mit
dem Bundesrat die Ablehnung der Initiative und gab dem von der SGK-NR
ausgearbeiteten indirekten Gegenvorschlag mit einigen kleinen Anderungen Folge.
Anders als seine Kommission wollte er beispielsweise nicht, dass eine Vereinbarung
zwischen Pflegefachpersonen und Krankenkasse fur die Abrechnung der Pflegenden
Uber die OKP generell notig ist.

Im Friihling 2019 verabschiedete das Parlament eine Anderung des Heilmittelgesetzes
(BRG 18.081), die aufgrund zweier neuen EU-Verordnungen zur Erhéhung von Sicherheit
und Qualitat von Medizinprodukten no6tig geworden war, damit die Schweizer
Patientenschaft weiterhin von allen europaischen Produkten profitieren kann und die
Hersteller keinen Wettbewerbsnachteil erfahren. Qualitdt und Behandlungssicherheit
waren ebenfalls Gegenstand eines Postulates Stahl (svp, ZH; Po. 19.3382), das den
Bundesrat dazu aufforderte, die Bedingungen zur Ermdglichung eines Versandhandels
nichtverschreibungspflichtiger Arzneimittel zu Uberprifen. Weiter stimmte der
Nationalrat in der Sommersession einer Motion Humbel (cvp, AG; Mo. 19.3005) zur
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Kostenvermeidung bei der Umteilung von den Medikamenten der Kategorie C in die
Kategorie B zu und Uberwies sie an den Sténderat. Antibiotika und ihre Resistenz
wurden 2019 mittels zweier Vorstdsse thematisiert. Zum einen sprach sich der
Nationalrat als Erstrat fir eine Motion Graf (gp, BL; Mo. 19.3861) aus, die den Bundesrat
damit beauftragte, seine One-Health-Strategie mit der Erforschung von
Antibiotikaresistenzen zu ergéanzen, um so eine Vorgehensweise zur Bekampfung ihrer
Ursachen ausarbeiten zu kénnen. Zum anderen reichte Claude Béglé (cvp, VD, Po.
19.3860) ein Postulat zur «Férderung der Erforschung und der Entwicklung neuer
antimikrobieller Mittel» ein, welches allerdings im Rat nicht auf Anklang stiess. Im
Herbst 2019 beschaftigte sich das Stockli mit einer Motion Mdller (fdp, LU; Mo. 19.3743),
mit der die Eliminierung von Hepatitis in ein nationales Programm zu sexuell und durch
Blut Ubertragbaren Infektionskrankheiten integriert werden soll.

Auch Uber Tabakwaren wurde 2019 angeregt diskutiert. So befasste sich der Standerat
erneut mit dem Bundesgesetz liber Tabakprodukte, nachdem 2016 ein erster Entwurf
an den Bundesrat zurlckgewiesen worden war. Das Gesetz soll in erster Linie dazu
dienen, Teenager, aber auch die Gesamtbevdlkerung vor den negativen Auswirkungen
des Tabakkonsums zu schitzen. In den Medien war hingegen insbesondere das Thema
«E-Zigaretten» zentral. Dieses fand auch seinen Weg ins Parlament; im Sténderat wurde
Uber eine tiefere Besteuerung von elektronischen Zigaretten diskutiert (Mo. 19.3958 der
SGK-SR). Vor dem Hintergrund der 2017 eingereichten Motionsserie zu
wissenschaftlichen Pilotversuchen mit Cannabis trat der Nationalrat im Dezember
2019 auf die vom Bundesrat vorgeschlagene Anderung des Betdubungsmittelgesetzes
ein (BRG 19.021). Neben E-Zigaretten berichteten die Medien auch ausflhrlich tUber die
umstrittene Auswahl des Tabakkonzerns Philip Morris als Hauptsponsor des Schweizer
Pavillons an der Weltausstellung 2020 in Dubai. Nachdem der Schweiz flr diesen
Entscheid viel Unverstandnis entgegengebracht worden war und sich gar die WHO zu
Wort gemeldet hatte, erklarte Aussenminister Ignazio Cassis Ende Juli, dass man die
Partnerschaft nicht weiterfihren werde.

Trotz grosser Aufmerksamkeit in den Medien - dieses Thema ist mitverantwotlich far
den Peak des Gesundheitsthemas im Juli 2019 - kaum Eingang ins Parlament fand
dieses Jahr die Frage der Sterbehilfe. Aufgegriffen wurde von den Zeitungen vor allem
der Gerichtsprozess rund um Erika Preisig und den assistierten Suizid bei psychisch
kranken Personen.

Die mediale Berichterstattung zu sportlichen Themen war im Juni 2019 besonders
intensiv. Dies ist darauf zurlckzuflhren, dass in diesem Monat nicht nur das
Eidgendssische Turnfest in Aarau stattfand, sondern auch ein Formel-E-Rennen in Bern
ausgetragen wurde, das bei der Bevolkerung auf Widerstand stiess und anlasslich dem
eine Velo-Demonstration durchgefihrt wurde. Zudem wurde die durch die Fussball-
Weltmeisterschaft der Frauen ausgeldste Diskussion um die Gleichstellung der
Geschlechter in dieser Sportart ebenfalls von den Schweizer Medien aufgenommen.

Im Parlament wurden bezlglich Sport zwei Vorlagen zu Sportzentren respektive zu der
Finanzierung ihres Betriebs diskutiert. So nahmen beide Rate eine Motion Engler (cvp,
GR, Mo. 18.4150) an, welche beabsichtigte, dem Bund eine Mitfinanzierungsrolle beim
Trainings- und Wettkampfbetrieb auf Sportanlagen nationaler Bedeutung zukommen zu
lassen. Im Dezember 2019 sagte die kleine Kammer Ja zu einem weiteren Postulat
Engler (Po. 19.4044), das einen Bericht zur Realisierung von drei bis vier
Wintersportzentren anstelle eines nationalen Schneesportzentrums forderte. Silva
Semadeni (sp, GR), die in Vergangenheit eine referendumsfahige Gesetzesgrundlage zur
Bundesmilliarde fur Sion 2026 schaffen wollte, reichte 2018 eine parlamentarische
Initiative ein, um die Unterstiitzung Olympischer Spiele im Allgemeinen einem
fakultativen Referendum zu unterstellen (Pa.lv. 18.445). In einem ersten Schritt gab die
WBK-NR diesem Geschéaft im Juni 2019 Folge. Im Gebiet der Dopingpolitik Uberwies der
Nationalrat eine Motion Bourgeois (fdp, FR; Mo. 19.3667) an den Sténderat, die die
Prifung der Errichtung einer Koordinationsstelle fir Dopingfragen beim Fedpol zum
Gegenstand hatte.

Im Bereich Sozialhilfe interessierten sich die Medien insbesondere fir die Hohe der
Sozialhilfebeitrage, Uber die in verschiedenen Kantonen diskutiert wurde. Als erster
Kanton stimmte Bern im Mai in einer Volksabstimmung Uber entsprechende Kirzungen
ab. Hatte sich das Stimmvolk fir die Revision des Sozialhilfegesetzes ausgesprochen, so
hatte der neue Grundbetrag die Empfehlung der Schweizerischen Konferenz fur
Sozialhilfe (Skos) deutlich unterschritten. Von Bedeutung war dieser Entscheid auch fur
die anderen Kantone, da man sich vor einem «Domino-Effekt» und «Sozialhilfe-
Tourismus>» flrchtete. Gemass Einschatzungen des Tagesanzeigers von Anfang Oktober
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verlor die Forderung nach dem Nein in Bern in anderen Kantonen und Stadten an
Unterstutzung. ®

Jahresriickblick 2020: Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Die Gesundheitspolitik stand 2020, wie die gesamte Schweizer Politik, ganz im Zeichen
der Corona-Pandemie, welche die Schweiz im Februar - damals noch als Epidemie
eingestuft - erreichte und seither in Atem héalt. Die steigenden Infektionszahlen
veranlassten den Bundesrat dazu, am 28. Februar die «besondere Lage» gemass
Epidemiengesetz auszurufen, mit welcher der Bund die Weisungsbefugnisse gegenlber
den Kantonen sowie die Verantwortung flur die Krisenbewaltigung Ubernahm. Zudem
verabschiedete die Regierung die Verordnung Uber «Massnahmen zur Bekampfung des
Coronavirus (Covid-19)», durch welche Grossveranstaltungen mit Gber 1"000 Personen
bis auf Weiteres verboten wurden. Dennoch stiegen die Fallzahlen in der Folge
drastisch an, so dass der Bundesrat am 13. Marz in einer zweiten Verordnung die
Einreise aus Risikoldndern einschrankte und das Zusammenkommen von Uber 100
Personen untersagte.

Nachdem auch diese Massnahmen dem Anstieg der Fallzahlen keinen Einhalt gebieten
konnten, verkiindete der Bundesrat am 16. Marz die ausserordentliche Lage gemass
dem Epidemiengesetz und ordnete einen Lockdown an, um weiterhin genligend freie
Betten in Krankenhdusern  garantieren zu kénnen.  Abgesehen  von
Lebensmittelgeschéften und Gesundheitseinrichtungen mussten samtliche Laden,
Restaurants, Bars sowie Unterhaltungs- und Freizeitbetriebe schliessen. Offentliche
und private Veranstaltungen wurden untersagt, der Préasenzunterricht in Schulen
wurden verboten und die Bevélkerung wurde dazu angehalten, zuhause zu bleiben und
wenn moglich Homeoffice zu betreiben. Einhalten der Hygienemassnahmen und
Abstand wahren - was sich in den darauffolgenden Monaten noch als Social Distancing
durchsetzen sollte -, waren die Devise. Die Grenzen zu samtlichen noch offenen
grossen Nachbarléandern wurden geschlossen und Schweizerinnen und Schweizer
zurtuck ins Land gerufen. In diesem Zusammenhang organisierte die Regierung
Riuckholaktionen von im Ausland gestrandeten Blrgerinnen und Blrgern, an der sich
auch die Rega beteiligte.

Am 20. Maérz reduzierte die Landesregierung die erlaubte Gruppengrésse von
offentlichen Versammlungen weiter auf fiunf Personen. Da die Spitéler stark
beansprucht waren, verbot sie zudem die Durchfihrung von nicht dringend
notwendigen Untersuchungen, Eingriffen und Therapien in medizinischen
Einrichtungenl, was dazu flihrte, dass die Spitéler erhebliche finanzielle Einbussen
erlitten. Gleichzeitig hob der Bundesrat die Bestimmungen zu Arbeits- und Ruhezeiten
im Gesundheitswesen auf, um der Problematik der knappen personellen Ressourcen
begegnen zu kénnen.

Am 8. April verlangerte der Bundesrat die Massnahmen der ausserordentlichen Lage bis
zum 26. April, kindigte aber am 16. April erste Lockerungsschritte an, die bis im Juni
erfolgten. In der Folge entspannte sich die Situation wahrend den Sommermonaten, so
dass der Bundesrat das Corona-Zepter an die Kantone zurlckgegeben konnte. Diese
Beruhigung der Lage war jedoch nur von begrenzter Dauer: Aufgrund der steigenden
Fallzahlen erliess der Bundesrat am 18. Oktober erneut landesweite Massnahmen wie
zum Beispiel ein Versammlungsverbot von mehr als 15 Personen.

Weil die vom Bundesrat erlassenen Notverordnungen nach sechs Monaten automatisch
ausser Kraft treten, mussten die darin enthaltenen Massnahmen zur Bekampfung der
Corona-Pandemie in Bundesgesetz gegossen werden. In der Herbstsession behandelte
das Parlament entsprechend das stark umstrittene dringliche Covid-19-Gesetz, zu dem
der Verein «Freunde der Verfassung» das Referendum ergreifen wollte. Bereits in der
Wintersession und somit noch vor Ablauf der Referendumsfrist nahm das Parlament auf
Antrag des Bundesrates zudem einige Anpassungen am neuen Gesetz vor, die es dem
Bundesrat ermdéglichen sollen, die Auswirkungen der zweiten Welle abzudampfen.

Obwohl die Corona-Pandemie den Parlamentsbetrieb zweifelsohne dominierte, wurden
auch andere Geschafte in der Gesundheitspolitik behandelt. Im Bereich der
Krankenpflege war dies zum Beispiel der indirekte Gegenvorschlag zur Pflegeinitiative,
dem sich die beiden Rate in mehreren Sessionen annahmen. Der Pflegeberuf hatte
durch die Coronakrise zwar an Ansehen gewonnen, trotzdem gab es zwischen den
beiden Parlamentskammern unter anderem noch Differenzen bezlglich des
eigenstandigen Abrechnens durch die Pflegefachpersonen mit den Krankenkassen oder
bezlglich der Ausbildungsbeitrage durch die Kantone.

Weiter ermdglichten die beiden Rate in der Herbstsession Versuche zur kontrollierten
Abgabe von Cannabis, von denen man sich einen Erkenntnisgewinn zu alternativen
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Regulierungsformen erhoffte. Auch medizinischer Cannabis war 2020 ein Thema: So
beabsichtigte der Bundesrat, den Zugang zu medizinischen Cannabisbehandlungen zu
ermoglichen. Die Volkskammer befasste sich in der Wintersession mit dem Geschaft
und hiess die entsprechende Anderung am BetmG gut.

Im Spatsommer gab die Landesregierung bekannt, dass sie die Initiative «Kinder und
Jugendliche ohne Tabakwerbung» zur Ablehnung empfehle, da ihr das Anliegen zu weit
gehe. Es musse ein gewisses Gleichgewicht zwischen wirtschaftlichen Interessen und
den Interessen der oOffentlichen Gesundheit bestehen, was der Bundesrat beim
Volksbergehren, das ein weitreichendes Verbot flr Tabakproduktewerbung vorsah, als
nicht gegeben erachtete. Er unterstitze allerdings den Jugendschutz im Rahmen der
parlamentarischen Debatte zum Tabakproduktegesetz, mit dem sich der Nationalrat im
Dezember 2020 auseinandersetzte.

Wahrend in der Sportpolitik zu Beginn des Jahres Themen wie die in Lausanne
organisierten  Olympischen  Winterjugendspiele und das Fortbestehen des
Lauberhornrennens in den Schlagzeilen waren, wichen diese Ende Februar Artikeln im
Zusammenhang mit Covid-19. So traf die Absage von Grossveranstaltungen vor allem die
Profiligen des Fussballs und des Eishockeys hart. Nachdem die Ligen zuerst eine
vorlaufige Pause eingelegt hatten, wurden die Saisons am 12. Marz (Eishockey)
respektive 30. April (die unteren Ligen im Fussball) definitiv abgebrochen.
Zwischenzeitlich kam es zu Diskussionen, ob Geisterspiele durchgefihrt oder ganz auf
den Spielbetrieb verzichtet werden sollte. Um die wirtschaftlichen Auswirkungen des
Coronavirus zu dampfen, sagte der Bundesrat am 20. Marz der Sportbranche CHF 100
Mio. zu, wobei die eine Halfte in Form von zinslosen Darlehen an den Spitzensport und
die andere Haélfte als A-fonds-perdu-Beitrége an den Breitensport gehen sollten. Da
dies nicht ausreichte, wurde Mitte Mai ein Stabilisierungspaket im Umfang von einer
halben Milliarde Franken festgelegt. Im Rahmen der Behandlung des Covid-19-Gesetzes
im September einigten sich National- und Stdnderat darauf, dass nicht die Ligen,
sondern die Sportvereine selber Darlehen erhalten sollen, wobei sie Sicherheiten im
Umfang von einem Viertel ihres betrieblichen Aufwandes der Saison 2018/19 zu leisten
haben. Anfang November stellte Sportministerin Amherd ein Hilfspaket fur den Sport
vor, das bis Ende 2021 CHF 350 Mio. fur den Spitzensport und CHF 200 Mio. fir den
Breitensport vorsah und von dem auch semiprofessionelle Teams verschiedener
weiterer Sportarten profitieren kénnen sollen.

Nicht nur fir die Unternehmen und die Sportvereine, sondern auch fur die Schweizer
Bevolkerung hatte die Corona-Pandemie grosse finanzielle Einbussen zur Folge,
weshalb sich auch im Themenbereich Sozialhilfe einiges tat. Dabei wirden aber nicht
alle Bevolkerungsgruppen gleich stark von der Krise getroffen, berichteten die Medien.
Der Krise besonders stark ausgesetzt seien die unteren Einkommensschichten, wo
bereits einige Hundert Franken, die beispielsweise wegen dem durch Kurzarbeit fur
viele Personen auf 80 Prozent reduzierten Lohn wegfielen, einen grossen Unterschied
machten. Aus diesem Grunde hielt die Hilfsorganisation Caritas den Bundesrat und das
Parlament dazu an, Unterstitzungsprogramme, die einmalige Direktzahlungen in der
Hohe von CHF 1'000 beinhalteten, fur armutsbetroffene Haushalte und Einzelpersonen
zu beschliessen. Die durch die Pandemie geméass Medien verstarkten Ungleichheiten in
der Bevdlkerung wurden insbesondere anhand der teilweise Uber einen Kilometer
langen Menschenschlangen vor Lebensmittelausgabestellen in Genf oder Zurich
ersichtlich. Besonders stark auf solche Angebote angewiesen waren viele Sans-Papiers,
die keine Sozialhilfe beziehen kdénnen, sowie Auslanderinnen und Ausléander mit
Aufenthalts- bzw. Niederlassungsbewilligung, da diese einen Widerruf ihrer
Bewilligungen riskierten, wenn sie Sozialhilfe bezdgen.

Bereits im Vorjahr - also noch vor der Pandemie - hatte der Stdnderat eine Motion der
WBK-SR (Mo. 19.3953) behandelt, welche die Einrichtung eines flinfjdhrigen Monitoring-
Zyklus zur Pravention und Beké&mpfung von Armut beabsichtigte. Der Nationalrat
stimmte dem Kommissionsbegehren in der Sommersession 2020 zu; dies wohl auch im
Lichte der gegebenen Umsténde, wie einige Medien mutmassten.

Welch gewaltigen Raum die Thematik rund um die Covid-19-Pandemie in der
Medienberichterstattung einnahm, widerspiegelt sich auch in der Anzahl dazu
veroffentlichter Zeitungsartikel (siehe APS-Zeitungsanalyse 2020). Dabei dominierte
die Pandemie nicht nur die Berichterstattung im Themenbereich «Gesundheitspolitik»
(siehe Abb. 1), sondern machte zu Zeiten, wo die Covid-19-Fallzahlen sehr hoch waren -
sprich im Frihjahr und im Herbst -, sogar gut ein Drittel beziehungsweise ein Viertel
der abgelegten Zeitungsberichte Uber alle untersuchten Zeitungen und Themen hinweg
aus. Wahrend sich die Artikelzahl zur Sozialhilfe 2020 auf konstant tiefem Niveau hielt,
ist fur den Sport im Mai ein leichter Peak erkennbar. Im September, als das Parlament
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das Covid-19-Gesetz beriet, von welchem auch der Sport stark betroffen war, fiel die
Medienpréasenz hingegen sehr gering aus. ’

Jahresriickblick 2021: Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Auch im Jahr 2021 bestimmte die Covid-19-Pandemie massgeblich den Takt in der
Schweizer Gesundheitspolitik. Unabhangig davon gaben hingegen insbesondere
Geschafte im Zusammenhang mit verschiedenen Volksinitiativen zu reden.

Am prominentesten diskutiert wurde in den Medien die Pflegeinitiative, wie
beispielsweise Abbildung 1 der APS-Zeitungsanalyse (im Anhang) zeigt - noch nie in den
letzten vier Jahren wurde anteilsmassig haufiger Uber das Thema «Pflege» diskutiert als
im Jahr 2021 (vgl. Abbildung 2). Die Pflegeinitiative zielte auf eine Verbesserung des
Pflegendenstatus ab und wollte durch eine gentgende Anzahl diplomierter
Pflegefachpersonen den «Zugang aller zu einer ausreichenden Pflege von hoher
Qualitat» sicherstellen. Ende November 2021 nahm eine Mehrheit der
Stimmbdurgerinnen und Stimmblrger die Vorlage an (61.0%). Mit Ausnahme eines
Kantons sagten ferner alle Stdnde Ja und hoérten damit nicht auf ihre Vertreterinnen
und Vertreter in Bundesbern, welche die Initiative zur Ablehnung empfohlen hatten.
Stattdessen wollten Regierung und Parlament den in der Initiative dargelegten
Problemen mittels eines von der SGK-NR ausgearbeiteten indirekten Gegenvorschlags
auf Gesetzesebene begegnen. Dieser hatte neben einer Ausbildungsoffensive auch eine
Kompetenzerweiterung bezlglich selbstandiger Abrechnung von Pflegeleistungen
vorgesehen. In den Medien wurde der Abstimmungserfolg des Initiativkomitees unter
anderem - aber nicht ausschliesslich — mit der Covid-19-Pandemie erklart.

2021 ebenfalls auf der Traktandenliste des Parlaments stand die Organspende-Initiative
und der dazu vom Bundesrat lancierte indirekte Gegenvorschlag. Einigkeit herrschte
daruber, dass der Status quo der Zustimmungslésung nicht zufriedenstellend sei. Das
Volksbegehren, welches beabsichtigte, dass neu alle Menschen automatisch zu
Organspenderinnen und -spendern werden sollten, falls sie sich nicht explizit dagegen
ausgesprochen hatten, ging jedoch sowohl dem Bundesrat als auch den beiden
Kammern zu weit. Die Landesregierung forderte daher in ihrem Gegenvorschlag eine
erweiterte Zustimmungslosung, bei der die Meinung der Angehorigen ebenfalls
beriicksichtigt wird. Nachdem der Nationalrat das Volksbegehren zunédchst (denkbar
knapp) zur Annahme empfohlen hatte, folgte er in der Herbstsession dem Standerat,
der sich einstimmig gegen die Initiative ausgesprochen hatte. Der indirekte
Gegenvorschlag hingegen war weitgehend unbestritten und wurde von beiden Raten
grossmehrheitlich fur eine gute Losung befunden, worauf das Initiativkomitee die
Initiative bedingt zurickzog.

Die dritte Volksinitiative, mit der sich das Parlament 2021 im Gesundheitsbereich
beschéftigte, war die Volksinitiative «Ja zum Schutz der Kinder und Jugendlichen vor
Tabakwerbung>, welche ein llickenloses Tabakwerbeverbot zum Inhalt hat. Auch dieses
Volksbegehren ging National- und Stédnderat zu weit, weshalb sie die Initiative zur
Ablehnung empfahlen. Parallel dazu befasste sich das Parlament mit einem neuen
Tabakproduktegesetz, das im Herbst 2021 verabschiedet wurde und unter anderem
ebenfalls Bestimmungen zu Tabakwerbung beinhaltete. Die beiden Kammern
préasentierten die Gesetzesrevision als indirekten Gegenvorschlag zur Volksinitiative.

Als Folge der ersten Welle der Covid-19-Pandemie im Vorjahr beklagten viele Spitaler
finanzielle Einbussen. Die Kantone Schaffhausen, Aargau, Tessin und Basel-Stadt
reagierten 2021 mit vier Standesinitiativen, mittels welcher sie den Bund dazu
auffordern wollten, fur die Ertragsausfélle, die in Zusammenhang mit dem vom
Bundesrat angeordneten Verbot «nicht dringend angezeigtelr] medizinischelr] Eingriffe
und Therapien» entstanden waren, aufzukommen. Der Standerat gab den Geschéften in
der Wintersession 2021 mit 21zu 19 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) keine Folge.

Verglichen mit dem Vorjahr, als die Medien sehr ausfihrlich Uber die Sportpolitik
berichteten (vgl. Abbildung 2), erhielt dieses Thema im Jahr 2021 nur beschrénkt
Beachtung. Erneut medial diskutiert wurden unter anderem die finanziellen
Schwierigkeiten der Sportvereine, deren Unterstltzung auch vom Ausgang der
Abstimmung Uber die zweite Revision des Covid-19-Gesetzes abhing.

Im Parlament wurde insbesondere die Frage diskutiert, wie eine Mitsprache der
Bevdlkerung bei der Organisation und der finanziellen Unterstitzung Olympischer
Spiele ermdglicht werden kann. Diesbezuglich zeigte sich der Nationalrat offener als der
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Standerat, als er in der Sommersession ein entsprechendes Postulat der WBK-NR
annahm und einer parlamentarischen Initiative Semadeni (sp, GR) Folge gab. Letztere
schickte der Standerat in der darauffolgenden Session allerdings bachab. Das Parlament
diskutierte des Weiteren Uber die Finanzhilfen an Sportanlagen von nationaler
Bedeutung 2022-2027 (NASAK 5), wobei der Stédnderat den bundesratlichen Entwurf in
der Herbstsession guthiess und der Nationalrat ihm in der Wintersession folgte.

Im Bereich Sozialhilfe beugte sich die kleine Kammer in der Frihjahrssession 2021 Gber
eine Motion Carobbio Guscetti (sp, Tl), welche darauf abzielte, Sofortmassnahmen
gegen das durch die Covid-19-Pandemie verursachte Armutsrisiko zu ergreifen. Das
Geschaft fand jedoch bei den Kantonsvertreterinnen und -vertretern keine Mehrheit.
Medial thematisiert wurden unter anderem die moglichen Folgen der Pandemie fur die
Sozialhilfe sowie ein Urteil des EGMR, in welchem der Kanton Genf bezlglich seines
Bettelverbotes kritisiert wurde. ©

Epidemien

Ein Gutachten des Bundesamtes fir Justiz kam zum Schluss, dass die Abgabe steriler
Spritzen im Strafvollzug rechtlich zulassig und als préventive Massnahme gegen AIDS
sogar geradezu geboten sei. Das Gutachten war im Auftrag des BAG erstellt worden,
welches bereits zwei Jahre zuvor die mangelnde AIDS-Prophylaxe in den Strafanstalten
kritisiert hatte. "

Die noch von Bundesrat Cotti als Vorsteher des EDI eingesetzte Arbeitsgruppe «Blut
und AIDS» legte anfangs 1994 ihren Bericht vor. Sie attestierte den involvierten
Bundesamtern zwar, bei den nach 1984 erfolgten HIV-Infektionen durch verseuchte
Blutpréaparate keine groben Pflichtverletzungen, Unterlassungen oder fachlichen Fehler
begangen zu haben, stellte aber dennoch gewisse Méangel fest. Das Schweizerische Rote
Kreuz (SRK) musste sich hingegen eine scharfe Rige gefallen lassen. Der Bericht fihrte
aus, dass das Verhalten des Zentrallaboratoriums, welches noch nach 1985
moglicherweise verseuchte Blutpraparate weiter vertrieb, gegen die medizinisch-
ethischen Regeln verstossen habe und zudem rechtswidrig gewesen sei. Aufgrund ihrer
Feststellungen kam die Arbeitsgruppe zum Schluss, das Bluttranfusionswesen musse
neu organisiert werden. Die extreme Verzettelung der Kompetenzen zwischen BAG,
BSV, IKS und SRK fiihre zu Unsicherheiten, Uberschneidungen und vor allem zu
Verzogerungen. Das Bluttranfusionswesen sei deshalb einer einzigen Instanz
unterzuordnen, die Kontrollbehérde ware und auch Entscheidungen in Grundsatzfragen
zu treffen hatte.

Die festgestellten Mangel betreffen aber nicht nur die Blutprodukte, sondern die
Heilmittel im allgemeinen, bei deren Kontrolle die gleiche Aufsplitterung der
Verantwortlichkeiten herrscht wie im Blutspendewesen. Die Arbeitsgruppe verlangte
deshalb, dass auch die Heilmittel einer einzigen Behdrde unterstellt werden, was eine
Abschaffung des Interkantonalen Konkordates und der IKS bedeuten wirde.

Als Folge der schweren Vorwdrfe reorganisierte das SRK seinen Blutspendedienst. Ab
1996 sollen die Blutspenden nur noch in wenigen Zentren getestet und
weiterverarbeitet werden.

Jahresriickblick 2021: Covid-19-Pandemie

Auch 2021 hielt die Covid-19-Pandemie Politik und Gesellschaft in Atem. Im Vergleich
zum Vorjahr waren insbesondere zwei Aspekte neu: Zum einen verfugte der Bund dank
Zulassung und Zugénglichkeit der Covid-19-Impfungen und dem darauf beruhenden
Covid-19-Zertifikat Uber zwei neue Massnahmen zur Bekdmpfung der Pandemie. Zum
anderen erhielt die Stimmbevélkerung die Méglichkeit, sich gleich zweimal an der Urne
zu dem im Covid-19-Gesetz geregelten Teil der Covid-19-Massnahmen zu &ussern.
Insbesondere die Diskussionen um das Covid-19-Zertifikat fuhrten dabei laut Medien zu
einer aufgeheizten Stimmung in der Bevdlkerung. Nicht nur deshalb behielt die
Pandemie im Jahr 2021 ihre Uberragende Stellung in der 6ffentlichen Diskussion: Fast
18 Prozent aller von der APS-Zeitungsanalyse gezédhlten Artikel hatten im Jahr 2021
Covid-19 zum Thema, im Vorjahr waren es 20 Prozent (vgl. Abbildung 2 der APS-
Zeitungsanalyse 2021 im Anhang). Dabei folgte die Anzahl Zeitungsberichte im Laufe des
Jahres grob den laborbestétigten Covid-19-Fallzahlen, wie Abbildung 1 verdeutlicht.
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Die seit Jahresbeginn verfligbare Covid-19-Impfung stellte Bund und Kantone vor viele
praktische Probleme und logistische Herausforderungen. So kam es zu grossen
Unterschieden in der Impfgeschwindigkeit zwischen den Kantonen sowie zu
Verzégerungen durch ausbleibende Impfstofflieferungen, was nicht selten auch zu
Kritik an Bund und Kantonen fuhrte. Ab Mitte April begann jedoch das Impftempo
anzuziehen, so dass Ende Juli die Hélfte der Gesamtbevolkerung doppelt geimpft war.
In der Folge nahm die Anzahl Personen, die sich woéchentlich impfen liessen, jedoch
deutlich ab, weswegen der Bund in der ersten Novemberhéalfte eine nationale
Impfwoche mit verschiedenen Aktionen in Kantonen und Gemeinden zur Erhéhung der
Impfmotivation durchfiihrte. Die Impfwoche wurde durch eine breite Werbekampagne
- aber auch durch Missténe und Stéraktionen - begleitet, verzeichnete aber nur einen
geringen Erfolg: Bis Ende November betrug der Anteil doppelt Geimpfter 66 Prozent -
ein im europaischen Vergleich tiefer Wert. Da sich abzuzeichnen begann, dass sich die
Schutzwirkung der Impfung nach sechs Monaten vor allem bei der alteren Generation
abschwacht - Impfdurchbriiche begannen sich zu hdufen -, lancierte der Bund bereits
Ende Oktober die sogenannte Booster-Impfung fur Personen, die seit mehr als sechs
Monaten doppelt geimpft waren. Mitte Dezember wurde diese Frist dann auf vier
Monate gesenkt, was prompt zu Kritik aus einigen Kantonen flhrte, die beflrchteten,
der starken Nachfrage nach Auffrischimpfungen nicht nachkommen zu kénnen.

Zu Beginn des Jahres kam das vom Verein «Freunde der Verfassung» ergriffene
Referendum gegen das im September 2020 vom Parlament verabschiedete Covid-19-
Gesetz zustande, was die Richtung der Diskussionen im Themenbereich «Covid-19» fur
den Rest des Jahres vorgab. Die Gegnerinnen und Gegner des Covid-19-Gesetzes
wehrten sich dagegen, dass die ausserordentlichen Kompetenzen des Bundesrates
wéhrend der Pandemie mit dem Gesetz rickwirkend legitimiert und bis Ende 2021
verlangert werden sollten. Sie stoérten sich zudem an der Verknlpfung von
Unterstitzungsmassnahmen flr die Wirtschaft mit zusatzlichen Erméachtigungen fur
den Bundesrat im selben Covid-19-Gesetz. Thema im Rahmen des
Abstimmungskampfes war auch immer wieder die Skepsis gegentber den in Rekordzeit
entwickelten Impfstoffen, zumal die Gegnerinnen und Gegner eine Impfpflicht
flrchteten - auch wenn dieser Aspekt nicht im Covid-19-Gesetz geregelt war. Am 13.
Juni 2021 sprachen sich die Stimmbdrgerinnen und Stimmburger mit 60.2 Prozent Ja-
Stimmen fiir das Covid-19-Gesetz aus, das entsprechend bis zu seiner Ablauffrist Ende
2021 in Kraft bleiben sollte. Der Abstimmung waren zwar teilweise gehassige
Diskussionen, aber nur ein vergleichsweise schwacher Abstimmungskampf
vorausgegangen. Das Abstimmungsresultat zeigte deutliche Unterschiede in der
Zustimmung zwischen den kleineren deutschsprachigen Kantonen der Inner- und
Ostschweiz, in denen sich jeweils eine Mehrheit gegen das Gesetz aussprach, und den
anderen, mehrheitlich zustimmenden Kantonen auf.

Noch bevor das Covid-19-Gesetz im Juni 2021 zur Abstimmung gelangt war, hatte es das
Parlament in der Frihjahrssession bereits ein zweites Mal revidiert und befand sich in
der Sommersession gar an der dritten Revision. Mit den Revisionen verlangerte das
Parlament bestehende Massnahmen, sprach weitere Kredite zur Unterstltzung der
Betroffenen - insbesondere in der Form von Kurzarbeitsentschadigungen und
Erwerbsersatz - und baute zentrale Regelungen aus, etwa im Bereich der
Hartefallmassnahmen. Gleichzeitig schuf das Parlament im Rahmen der zweiten
Revision des Covid-19-Gesetzes auch die gesetzliche Grundlage fur das sogenannte
Covid-19-Zertifikat (3G-Regel): Dieser individuelle Nachweis einer Impfung, einer
Genesung oder eines negativen Covid-19-Tests sollte es verschiedenen
Veranstalterinnen und Veranstaltern zukilnftig ermdglichen, auf weiterflihrende
Massnahmen wie Abstandsregeln, beschrankte Personenzahl oder Maskenpflicht zu
verzichten. Koordiniert mit der EU sollte das Zertifikat Uberdies eine geordnete
Reisetéatigkeit zumindest zwischen den Schengen-Staaten ermdglichen.

In der Folge kniipfte der Bundesrat seine Offnungsstrategie, das sogenannte Drei-
Phasen-Modell, an den Impfstatus der Blrgerinnen und Burger: Bevor nicht zumindest
alle impfwilligen und besonders gefahrdeten Personen geimpft waren, verzichtete der
Bundesrat trotz zahlreicher entsprechender Forderungen - etwa auch einer Erklarung
des Nationalrates - auf Offnungen. Nach Erreichen dieses Etappenziels sollten zwar
erste Offnungsschritte méglich sein, auch dann wollte die Regierung jedoch vorerst
zurlickhaltend bleiben. Breite Lockerung bis hin zu einer vollstandigen Aufhebung aller
verbliebenen Massnahmen sollten folglich erst moglich werden, nachdem alle
impfwilligen erwachsenen Personen geimpft sind.
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Unmittelbar nach der Juni-Abstimmung Uber das Covid-19-Gesetz ergriffen die
«Freunde der Verfassung» zusammen mit anderen Organisationen auch das
Referendum gegen die zweite Revision des Covid-19-Gesetzes vom Marz 2021, Uber
das am 28. November 2021 abgestimmt wurde. In diesem zweiten Referendum ging es
den Gegnerinnen und Gegnern neben allgemeineren Punkten in erster Linie um die
Covid-19-Zertifikate. Weil der nichtgeimpfte Teil der Gesellschaft nur nach einem
vorgangigen negativen Covid-19-Test am gesellschaftlichen Leben teilnehmen kénne -
in der Zwischenzeit waren zum Beispiel Restaurantbesuche nur noch mit gultigem
Zertifikat moglich -, fuhre diese Massnahme zu einer Spaltung der Gesellschaft und zu
einer Diskriminierung der Ungeimpften, argumentierten die Gegnerinnen und Gegner.
Zusatzliche Virulenz erhielt dieses Argument, als der Bundesrat im September
entschied, die Covid-19-Tests fur Personen ohne Symptome zuklnftig kostenpflichtig
zu machen.

Im Vorfeld dieser zweiten Abstimmung wurden die Debatten um die Covid-19-
Massnahmen und gleichzeitig um das Covid-19-Gesetz immer gehassiger. Immer
haufiger drdckten Massnahmengegnerinnen und -gegner ihren Unmut in
Demonstrationen aus, wobei es teilweise auch zu Ausschreitungen kam. Die Medien
sorgten sich in der Folge um die Kohésion der Schweiz, machten daflr aber
grosstenteils die Gegnerschaft der Massnahmen verantwortlich. Die Gegnerinnen und
Gegner fuhlten sich hingegen unfair behandelt, zum Beispiel durch den Titel der Covid-
19-Gesetzesrevision, der nur die wirtschaftlichen Aspekte, nicht aber das Zertifikat
ansprach. Zudem furchtete sich ein Teil der Gegnerinnen und Gegner im Vorfeld vor
Ungereimtheiten bei der Abstimmung und kundigte an, ein ablehnendes
Abstimmungsergebnis nicht akzeptieren zu wollen. Diese Aussage stiess in den Medien
auf grosse Aufmerksamkeit. Verschiedene Kommentatorinnen und Kommentatoren
sahen in den Geschehnissen wahrend der Abstimmungskampagnen Uber das Covid-19-
Gesetz einen Beweis flr die Spaltung der Gesellschaft, die durch die Abstimmungen
noch befeuert werde.

Ende November 2021 fand schliesslich die Abstimmung iiber die zweite Revision des
Covid-19-Gesetzes statt. Bei einer hohen Stimmbeteiligung von 65.3 Prozent sprachen
sich 62 Prozent der Stimmbdrgerinnen und Stimmburger - und damit nur 0.2 Prozent
weniger als noch im Juni - fir Annahme der zweiten Revision des Covid-19-Gesetzes
aus. Dabei hatten sich die Unterschiede zwischen den Regionen etwas ausgeglichen -
ablehnende Mehrheiten gab es nun nur noch in den Kantonen Appenzell-Innerrhoden
und Schwyz. Nach dem Abstimmungsentscheid glatteten sich die Wogen zumindest
gegen aussen wieder etwas, auch wenn sich die Gegnerinnen und Gegner des Covid-19-
Gesetzes nur teilweise versdohnt zeigten.

Trotz dem zweifachen klaren Ja zum Covid-19-Gesetz schloss das zweite Pandemiejahr
mit vielen Unsicherheiten. Kurz vor dem Novemberabstimmungstermin waren die
Fallzahlen im nahen Ausland, insbesondere in Deutschland und Osterreich, drastisch
angestiegen, so dass die beiden Staaten neue Einschréankungen erliessen. Gerade die
Einschrankung des Zertifikats auf Geimpfte und Genesene (2G) stiess dabei auch in der
Schweiz auf einiges mediales Interesse, zumal sich nun auch in der Schweiz eine fiinfte
Welle abzeichnete. Zuséatzliche Unsicherheit schuf auch die Ende November neu
entdeckte Virusvariante «Omikron», die angeblich deutlich ansteckender sein soll als
die bisher vorherrschende Delta-Variante. Bis Ende 2021 konnte denn auch nicht
abschliessend geklart werden, wie gut die bestehenden Impfungen gegen die neue
Variante wirken wurden. Gedussert wurde aber auch die Hoffnung, dass die neue
Variante zwar ansteckender, aber flr das Individuum weniger gefahrlich sein kénnte.

Vor diesem Hintergrund behandelte und verabschiedete das Parlament in der
Wintersession die vierte Revision des Covid-19-Gesetzes, die eine Verlangerung
zahlreicher Massnahmen vorsah, um der Pandemie auch in ihrem dritten Jahr
angemessen begegnen zu kénnen. Obwohl die meisten Massnahmen ursprunglich bis
Ende 2021 befristet waren, drehten sich die Diskussionen weniger um die Verlangerung
an sich, sondern um die Frage, ob die Massnahmen neu auf Ende Juni oder Ende
Dezember 2022 befristet werden sollten - das Parlament entschied sich fur Letzteres.
Zudem legten National- und Stéanderat fest, dass der Bund per sofort die Testkosten fur
Antigen-Schnelltests und Speichel-PCR-Pooltests wieder tUbernehmen muss. Damit
kénne womaglich die Anzahl durchgeflhrter Tests erhdht werden, wurde argumentiert.
Gleichzeitig wirde dies auch den Zugang zum Zertifikat fir Ungeimpfte wieder
erleichtern - sofern die 3G-Regel nicht durch eine 2G-Regel ersetzt wirde, wie es der
Bundesrat als mogliche Massnahme in die Vernehmlassung gegeben hatte. Zuvor hatte
das Parlament verschiedene Antréage von Mitgliedern der SVP-Fraktion, 1G oder 2G zu
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verbieten, abgelehnt. Kurz vor Weihnachten entschied der Bundesrat schliesslich, die
Massnahmen im Kampf gegen Covid-19 - insbesondere gegen die sich immer starker
ausbreitende Omikron-Variante - zu verschérfen: Er setzte fUr Innenrdumen wie
Restaurants oder Kinos neu die 2G-Regel in Kraft - Zutritt erhielten also nur noch
Geimpfte oder Genesene - und verhangte erneut eine Homeoffice-Pflicht. ™
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